CORONAVIRUS: DEUTSCHLAND FUHRT
SOFORTMARNAHMEN IN BEZUG AUF
DIE COVID-19 PANDEMIE DURCH

Mit dem Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-
Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht vom
27. Marz 2020 traten Sofortmal3nahmen zur Abmilderung der
Folgen des SARS-CoV-2-Virus (der Covid-19-Pandemie) in
Kraft. In diesem Client Briefing fassen wir die fur den
Finanzsektor relevanten, zivilrechtlichen MalRnahmen
zusammen.

UMFANG DES MASSNAHMENPAKETS

Das Gesetz sieht im Wesentlichen die folgenden MalRnahmen vor:

e Aussetzung der Pflicht zur Stellung eines Insolvenzantrags bis zum
30. September 2020, wenn die Insolvenz von der Covid-19-Pandemie
verursacht wurde (siehe unser separates Briefing in Bezug auf
Insolvenzmalinahmen);

e  Moratorium bis zum 30. Juni 2020 im Hinblick auf Zahlungs- und
Erflllungspflichten (i) aus Verbrauchervertragen fur Verbraucher und
(i) aus bestimmten Vertragen nach deutschem Recht fir
Kleinstunternehmen, die ihre vertraglichen Pflichten aufgrund der
Covid-19-Pandemie nicht erflllen kdnnen, jeweils unter der
Voraussetzung, dass der zugrundeliegende Vertrag ein
Dauerschuldverhaltnis begriindet (siehe "Allgemeines Moratorium");

e Stundung von Zahlungen, Ausschluss von Kiundigungsrechten und
einvernehmliche Anpassungen von Verbraucherdarlehensvertragen
(sowie vorbehaltlich des Erlasses einer entsprechenden

Rechtsverordnung durch die Bundesregierung, Darlehensvertrage mit

Kleinstunternehmen, aber auch mit anderen Unternehmen) fur drei
Monate (siehe "Stundung von Darlehenszahlungen");

e Teilnahme an Hauptversammlungen im Wege elektronischer
Kommunikation;

e Beschrankung der Kiindigung von Miet- und Pachtverhaltnissen bis
zum 30. Juni 2020, wenn der Mieter bzw. Pachter trotz Falligkeit die

Miete nicht leistet, sofern die Nichtleistung auf den Auswirkungen der

COVID-19-Pandemie beruht; und

e Hemmung strafrechtlicher Unterbrechungsfristen, die es den

Gerichten erlaubt, die Hauptverhandlung fur maximal drei Monate und
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zehn Tage zu unterbrechen, wenn diese aufgrund von Malinahmen
zur Vermeidung der Verbreitung der COVID-19-Pandemie nicht
durchgefiihrt werden kann.

Die Anderungen des deutschen Zivilrechts durch das Gesetz zur Abmilderung
der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und
Strafverfahrensrecht bertcksichtigt insbesondere die Bedurfnisse von
Verbrauchern und Kleinstunternehmen (wie Eigentimern von Restaurants und
Kultureinrichtungen).

Wahrend die meisten Mallnahmen zunéachst bis zum 30. Juni 2020 gelten, ist
die Bundesregierung ermachtigt, diese MalRnahmen durch Rechtsverordnung
bis zum 30. September 2020 zu verlangern, wenn zu erwarten ist, dass das
soziale Leben, die wirtschaftliche Tatigkeit einer Vielzahl von Unternehmen
oder die Erwerbstatigkeit einer Vielzahl von Menschen durch die COVID19-
Pandemie weiterhin in erheblichem Malfe beeintrachtigt bleibt. Diese Fristen
koénnen uber den 30. September 2020 hinaus verlangert werden, wenn die
Beeintrachtigungen auch nach Inkrafttreten der Rechtsverordnung noch
fortbestehen.

ALLGEMEINES MORATORIUM

Artikel 240 Abs. 1 des Einfuhrungsgesetzes zum Burgerlichen Gesetzbuch
("EGBGB") fuhrt ein allgemeines Moratorium mit einer Reihe von
Ausnahmeregelungen ein. Es ist vorgesehen, dass ein Verbraucher das Recht
haben soll, Leistungen zur Erfillung eines Anspruchs, der im Zusammenhang
mit einem Verbrauchervertrag steht, der ein Dauerschuldverhaltnis ist und vor
dem 8. Méarz 2020 geschlossen wurde, bis zum 30. Juni 2020 zu verweigern,
wenn dem Verbraucher infolge von Umstanden, die auf die Ausbreitung der
COVID-19-Pandemie zurtckzuflhren sind, die Erbringung der Leistung ohne
Gefahrdung seines angemessenen Lebensunterhalts oder des
angemessenen Lebensunterhalts seiner unterhaltsberechtigten Angehdrigen
nicht moglich ware. Das Leistungsverweigerungsrecht ist auf wesentliche
Dauerschuldverhaltnisse beschrankt. Dies sind solche, die zur Eindeckung mit
Leistungen der angemessenen Daseinsvorsorge erforderlich sind.

Gemal Artikel § 240 § 1 Absatz 2 EGBGB hat ein Kleinstunternehmen (dies
bestimmt sich nach der Empfehlung 2003/361/EG der Kommission vom 6. Mai
2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und
mittleren Unternehmen), das Recht, Leistungen zur Erfullung eines
Anspruchs, der im Zusammenhang mit einem Vertrag steht, der ein
Dauerschuldverhaltnis ist und vor dem 8. Marz 2020 geschlossen wurde, bis
zum 30. Juni 2020 zu verweigern, wenn infolge von Umstanden, die auf die
COVID-19-Pandemie zurlickzufiihren sind, das Kleinstunternehmen die
Leistung nicht erbringen kann oder dem Unternehmen die Erbringung der
Leistung ohne Gefahrdung der wirtschaftlichen Grundlagen seines
Erwerbsbetriebs nicht méglich wéare. Ahnlich wie fiir Verbraucher ist auch fiir
Kleinstunternehmen das Leistungsverweigerungsrecht auf solche
wesentlichen Dauerschuldverhaltnisse beschrankt, die zur Eindeckung mit
Leistungen zur angemessenen Fortfihrung des Erwerbsbetriebs erforderlich
sind.

Unabhangig davon, ob der Schuldner aus dem Vertrag ein Verbraucher oder
ein Kleinstunternehmen ist, bezieht sich das Moratorium sowohl auf Zahlungs-
als auch auf Lieferpflichten (sowie auf sonstige, aus dem jeweiligen Vertrag
geschuldete Erfullungspflichten).
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Das Verweigerungsrecht eines Verbrauchers gilt nicht gemaf Artikel 240 § 1
Absatz 3 EGBGB, wenn die Austibung des Leistungsverweigerungsrechts fir
den Glaubiger seinerseits unzumutbar ist, da die Nichterbringung der Leistung
die wirtschaftliche Grundlage seines Gewerbebetriebs gefahrden wirde. In
gleicher Weise gilt das Leistungsverweigerungsrecht eines
Kleinstunternehmens nicht, wenn dessen Austibung fir den Glaubiger
unzumutbar ware, da die Nichterbringung der Leistung zu einer Gefahrdung
seines angemessenen Lebensunterhalts oder des angemessenen
Lebensunterhalts seiner unterhaltsberechtigten Angehorigen oder der
wirtschaftlichen Grundlagen seines Gewerbebetriebs flihren wiirde.

Wenn das Leistungsverweigerungsrecht wie oben beschrieben
ausgeschlossen ist, kann der Schuldner (d.h. der Verbraucher oder das
Kleinstunternehmen) den Vertrag kiindigen.

Das Moratorium ist im Zusammenhang mit Pacht- und Mietvertragen,
Darlehensvertragen und Arbeitsvertragen (Artikel 240 § 1 Absatz 4 EGBGB)
nicht anwendbar.

Gemal Artikel 240 § 1 Absatz 5 EGBGB handelt es sich bei den
vorstehenden Bestimmungen um zwingendes Recht, und von den jeweiligen
Bestimmungen kann deshalb nicht zum Nachteil des Schuldners abgewichen
werden. Artikel 240 EGBGB gilt fir Vertrage nach deutschem Recht. Es ist
jedoch nicht klar, ob diese Bestimmungen als Eingriffsnormen im Sinne von
Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 17. Juni 2008 Uber das auf vertragliche
Schuldverhéltnisse anzuwendende Recht ("Rom I") anzusehen sind. Ware
dies der Fall, ware ein deutsches Gericht grundsatzlich gehalten, diese
Beschrankungen unabhangig vom dem auf den Vertrag anwendbaren Recht
anzuerkennen (Artikel 9 Abs. 2 Rom I). Ein Gericht aufRerhalb Deutschlands
héatte, soweit es an Rom | gebunden ist, die Anwendung einer solchen
Klndigungsbeschrankung nur zu erwagen, wenn die Pflichten aus den
Vertragen in Deutschland erfillt wurden oder zu erflllen waren (Artikel 9
Abs. 3 Rom ).

STUNDUNG VON DARLEHENSVERPFLICHTUNGEN

Die im Folgenden beschriebenen MaRnahmen gelten zunachst nur fur
Verbraucherdarlehen. lhre Geltung kann jedoch durch einfache
Rechtsverordnung insbesondere auf Kleinstunternehmen, aber auch auf
andere Unternehmensformen, ausgeweitet werden.

Um zu vermeiden, dass Darlehensvertrage wegen Zahlungsverzug oder
Verschlechterung der finanziellen Situation gekiindigt werden, sowie um
Darlehensnehmern die Beantragung von UnterstitzungsmalRnahmen und die
Inanspruchnahme von Unterstitzungsangeboten zu ermdglichen, beinhaltet
Artikel 240 § 3 EGBGB wesentliche MaRnahmen in Bezug auf
Verbraucherdarlehensvertrage, die vor dem 15. Marz 2020 geschlossen
wurden.

Fir Verbraucherdarlehensvertrage, die vor dem 15. Marz 2020 abgeschlossen
wurden, gilt, dass Anspriiche des Darlehensgebers auf Riickzahlung, Zins-
oder Tilgungsleistungen, die zwischen dem 1. April 2020 und dem 30. Juni
2020 fallig werden, mit Eintritt der Falligkeit automatisch fur die Dauer von drei
Monaten gestundet werden, wenn der Verbraucher aufgrund der durch
Ausbreitung der COVID-19-Pandemie hervorgerufenen auftergewdhnlichen
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Verhaltnisse Einnahmeausfalle hat, die dazu fiihren, dass ihm die Erbringung
der geschuldeten Leistung nicht zumutbar ist (Artikel 240 § 3 Absatz 1 Satz 1
EGBGB). Dem Verbraucher ist die Erbringung der Leistung insbesondere
dann nicht zumutbar, wenn sein angemessener Lebensunterhalt oder der
angemessene Lebensunterhalt seiner Unterhaltsberechtigten gefahrdet ist.
Der Verbraucher kann seine vertraglichen Zahlungen in dem Zeitraum
zwischen dem 1. April 2020 und dem 30. Juni 2020 zu den urspringlich
vereinbarten Leistungsterminen weiter erbringen. Soweit er die Zahlungen
vertragsgemal weiter leistet, gilt die Stundung als nicht erfolgt.

Die Parteien konnen dabei abweichende Vereinbarungen treffen kénnen,
insbesondere Uber mogliche Teilleistungen, Zins- und Tilgungsanpassungen
oder Umschuldungen.

Kindigungen des Darlehensgebers wegen Zahlungsverzugs, wegen
wesentlicher Verschlechterung der Vermogensverhaltnisse des Verbrauchers
oder der Werthaltigkeit einer fiir das Darlehen gestellten Sicherheit sind bis
zum Ablauf der Stundung ausgeschlossen. Hiervon diirfen die Parteien nicht
zu Lasten des Verbrauchers abweichen.

Der Darlehensgeber soll dem Verbraucher ein Gesprach lber die Méglichkeit
einer einverstandlichen Regelung und tUber mdgliche
UnterstitzungsmalRnahmen anbieten, dazu kénnen auch
Fernkommunikationsmittel genutzt werden.

Kommt eine einverstandliche Regelung fur den Zeitraum nach dem 30. Juni
2020, verlangert sich die Vertragslaufzeit um drei Monate. Die jeweilige
Falligkeit der vertraglichen Leistungen wird um diese Frist hinausgeschoben.
Der Darlehensgeber stellt dem Verbraucher eine Abschrift des Vertrags zur
Verfligung, in der die vereinbarten Vertragsanderungen oder die sich
gesetzlich ergebenden Stundungen und Vertragsverlangerungen
beriicksichtigt sind.

Die Stundungsregelungen und Kiindigungsverbote gelten nicht, wenn dem
Darlehensgeber die Stundung oder der Ausschluss der Kiindigung unter
Berucksichtigung aller Umstande des Einzelfalls einschlief3lich der durch die
COVID-19-Pandemie verursachten Veranderungen der allgemeinen
Lebensumstande unzumutbar ist.

Die Regeln gelten entsprechend flr den Ausgleich und den Rickgriff unter
Gesamtschuldnern nach § 426 BGB.

Gemal Artikel 240 § 3 Absatz 8 EGBGB ist die Bundesregierung ermachtigt,
durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates den personellen
Anwendungsbereich der Absatze 1 bis 6 von Artikel 240 § 3 EGBGB zu
andern und zu erweitern, und insbesondere Kleinstunternehmen im Sinne von
Artikel 2 Absatz 3 des Anhangs der Empfehlung der Kommission vom 6. Mai
2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und
mittleren Unternehmen in den Anwendungsbereich einzubeziehen.

Die Bundesregierung ist nach Artikel 240 § 4 Absatz 1 Nr. 3 EGBGB des
Weiteren ermachtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates die Dauer des Leistungsverweigerungsrechts bis l[dngstens zum
30. September 2020 zu verlangern und die Verlangerung der Vertragslaufzeit
auf bis zu zwdlf Monate zu erstrecken wenn zu erwarten ist, dass das soziale
Leben, die wirtschaftliche Tatigkeit einer Vielzahl von Unternehmen oder die
Erwerbstatigkeit einer Vielzahl von Menschen weiterhin in erheblichem Male
beeintrachtigt bleibt. Zudem ist die Bundesregierung ermachtigt, durch
Rechtsverordnung (mit Zustimmung des Bundestages) diese Fristen auch
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Uber den 30. September 2020 hinaus zu verlangern, wenn die
Beeintrachtigungen auch nach Inkrafttreten der Rechtsverordnung nach
Artikel 240 § 4 Absatz 1 EGBGB fortbestehen.

REGULATORISCHE AUSWIRKUNGEN FUR
KREDITINSTITUTE

Eine Stundung der Riickzahlung von Darlehen hat zwangslaufig
Auswirkungen und wirft Fragen auf, mit denen sich Regulierungsbehdérden
und Kreditinstitute insbesondere im Hinblick auf Kapital- und
Liquiditatsanforderungen auseinanderzusetzen haben.

Die Bundesanstalt fir Finanzdienstleistungsaufsicht ("BaFin") hat in ihren
Covid-19 FAQs (abrufbar hier) klargestellt, dass eine Stundung von
Darlehensverbindlichkeiten nicht als Verzug des Schuldners anzusehen ist,
wenn die vereinbarte Verzinsung fiir die gestundeten Zahlungen weiterhin gilt.
Nach Aussage der BaFin wiirde eine solche Stundung nicht zu einer
verringerten finanziellen Verpflichtung gemaf Artikel 178 Abs. 3 lit. d) der
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 (Kapitaladaquanzverordnung) fihren.

Um den negativen Auswirkungen der Stundung von
Darlehensverbindlichkeiten auf Kapital und Liquiditat entgegenzuwirken,
haben die Europaische Zentralbank ("EZB") und die BaFin jeweils ebenfalls
klargestellt, dass Kreditinstitute Kapital- und Liquiditatspuffer uneingeschrankt
nutzen kénnen und das in der Saule-2-Empfehlung (Pillar-2-Guidance, P2G),
gemal dem Kapitalerhaltungspuffer (Capital Conservation Buffer, CCB) sowie
der Liquiditatsdeckungsquote (Liquidity Coverage Ratio, LCR) definierte
Kapitalniveau zeitweise unterschreiten konnen. Kreditinstituten wird es
ebenfalls gestattet sein, teilweise Kapitalinstrumente zu verwenden, die sich
zur Erflllung der Saule-ll-Anforderungen (Pillar 2 Requirements, P2R)
normalerweise nicht als CET-1-Kapital definieren lassen, wie zum Beispiel
zusatzliche Kernkapital- (Additional Tier 1 instruments) oder
Erganzungskapitalinstrumente (Tier 2 instruments), wodurch eine Manahme
zum Tragen kommt, die urspriinglich im Januar 2021 als Teil der letzten
Uberarbeitung der EU-Eigenkapitalrichtlinie (CRD V) in Kraft treten sollte.

Zur Unterstitzung von zum Beispiel von der Bundesregierung ausgehenden
Initiativen, die darauf ausgerichtet sind, voriibergehend notleidenden
Schuldnern nachhaltige Lésungen zu bieten, ist die EZB der Auffassung, dass
der aufsichtsrechtliche Umgang mit notleidenden Krediten (non-performing
loans, NPLs) flexibel gestaltet werden sollte:

. Flexibilitat der Aufsichtsbehdrden bei der Klassifizierung von
Schuldnern als "ausfallgefahrdet" (unlikely to pay), wenn
Kreditinstitute im Zusammenhang mit dem Coronavirus staatliche
Garantien in Anspruch nehmen.

. Fir Darlehen, die notleidend werden und von staatlichen Garantien
gedeckt sind, wird die Behandlung durch die Bankenaufsicht insoweit
gelockert, als die Anforderungen in Bezug auf Rickstellungen fir
Verluste gesenkt werden.

. Uneingeschrankte Flexibilitat der Aufsichtsbehdrden bei Gesprachen
mit Kreditinstituten tber die Umsetzung von Strategien zur
Reduzierung notleidender Kredite unter Bertcksichtigung des
auRergewohnlichen Charakters der derzeitigen Marktbedingungen.
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PRODUKTSPEZIFISCHE ASPEKTE

Verbriefungen

Wahrend es eher unwahrscheinlich ist, dass die vorgeschlagenen
MaRnahmen fir Kapitalmarkttransaktionen von grundséatzlicher Bedeutung
sein werden, werden sie sich jedoch aller Wahrscheinlichkeit nach auf
Verbriefungen auswirken.

Das allgemeine Moratorium gilt nur flir wesentliche Dauerschuldverhaltnisse in
Bezug auf die Versorgung mit lebenswichtigen Gitern und Dienstleistungen
(wie die Versorgung mit Strom oder Gas). Auf solchen Verpflichtungen
grindende Forderungen werden normalerweise nicht verbrieft. Dagegen
werden Verbraucherdarlehen, die gegebenenfalls einer Stundung, wie oben
beschreiben, unterliegen, in Deutschland haufig verbrieft. Entsprechend kann
die gesetzliche Stundung von Zahlungen fiir eine verbriefte Forderung gelten.
In diesem Fall fehlt dem Emittent der Verbriefung der sonst vorhandene Cash
Flow aus den verbrieften Darlehen, was wiederum bedeutet, dass der Emittent
nicht in der Lage sein wird, Zahlungen auf die im Rahmen der Verbriefung
emittierten Anleihen zu tatigen. Zwar gilt fir Emittenten von Verbriefungen
grundsatzlich dann, wenn Einnahmen aus dem Forderungsportfolio nicht
ausreichen, um die Zahlungsverpflichtungen des Emittenten zu bedienen,
dass der entsprechende Glaubiger keinen Anspruch auf Zahlung dieses
Betrags hat (limited recourse-Regelung), allerdings fiihrt die Nichtzahlung aus
Anleihen regelmafig zu einem Verzug.

Darlehensvertrage

Die nachfolgenden Betrachtungen konzentrieren sich auf Darlehen nach LMA-
Standard nach deutschem Recht und setzen voraus, dass Artikel 240 § 3
EGBGB im Wege einer Rechtsverordnung auch auf Unternehmenskredite
erweitert wird. Ob es zu einer solchen Erweiterung tatsachlich kommen wird,
kann zu diesem Zeitpunkt noch nicht mit Bestimmtheit gesagt werden, da dies
auch davon abhangen wird, wie sich die Situation in den nachsten Wochen
entwickelt, sowie davon, ob eine Erweiterung notwendig sein wird, um
Unternehmen unter den gegebenen Umstanden zu schutzen.

Das Gesetz (Artikel 240 § 3 Absatz 3 EGBGB) scheint auf den ersten Blick
Kindigungsrechte fir gezogene und nicht gezogene Kredite auszuschlief3en,
da das nach deutschem Recht bestehende Kindigungsrecht gemal § 490
Abs. 1 BGB fur beide Szenarien gilt. Dabei wird sich die Frage stellen, ob sich
Kreditgeber im Falle einer Verschlechterung der finanziellen Situation von
Kreditnehmern immer noch auf vertraglich vereinbarte Grinde fir die
Verweigerung von Kreditauszahlungen (draw stop events) berufen kénnen, da
es sich bei diesen nicht um Kindigungsrechte in eigentlichen Sinne handelt.
Zu beachten ist, dass es aufgrund der Stundung von Riickzahlungen von
Darlehen bis zum 30. Juni 2020 gemal Artikel 240 § 3 Absatz 1 EGBGB
eigentlich zu keinem Zahlungsverzug mehr kommen kann. Folglich werden
Sicherheiten nach deutschem Recht nicht mehr durchsetzbar sein, solange
eine solche Stundung andauert.

Dann stellt sich noch die Frage, ob Kiindigungsrechte aufgrund von
Leistungsstorungen (Events of Default), die auf der Nichteinhaltung
finanzieller Kennzahlen oder auf Geschaftsaufgaben/Unterbrechungen der
Geschaftstatigkeit zurtickzufihren sind, oder aufgrund insolvenzbezogener
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Leistungsstérungen bestehen, weiter ausgelibt werden kénnen. In diesem
Zusammenhang ist jedoch davon auszugehen, dass die Moglichkeit, aufgrund
dieser Art von Leistungsstérungen Kundigungen auszusprechen, nicht im
Sinne der Bundesregierung ist. Schliel3lich méchte das Gesetz Kredithnehmern
geniigend Zeit geben, um ihren Liquiditatsbedarf zu decken, z. B. indem sie
Schutzmalnahmen durch die staatlichen Sicherungssysteme, auf die sie
gegebenenfalls Anspruch haben, beantragen. Im Hinblick auf
insolvenzbezogene Leistungsstérungen kann gemaf der Rechtsprechung des
BGH zu § 119 InsO die Mdglichkeit eines Kreditgebers zur Austibung von
Kundigungsrechten aufgrund von solchen Leistungsstérungen gegebenenfalls
beschrankt sein, jedenfalls dann, wenn der Kredit noch nicht vollstandig
ausgekehrt ist.

Daruber hinaus stellt sich in Fallen, in denen Leistungsstorungen auf
wesentliche Verschlechterungen der finanziellen Situation des Kreditnehmers
zuriickzufiihren sind, die Frage, ob dies zum Beispiel eine Leistungsstérung
im Sinne der Bestimmungen zu Ubertragungen und Abtretungen darstellt, da
im Zusammenhang mit solchen Bestimmungen Ublicherweise vereinbarte
Ubertragungsbeschrénkungen, wie die Zustimmung des Kreditnehmers zu
einer Ubertragung durch den Kreditgeber, nach Eintritt einer anhaltenden
Leistungsstorung nicht mehr gelten.

SchlieBlich stellt sich im Rahmen des Gesetzes noch die Frage wie
gewahrleistet ist, dass Kreditnehmer alle Glaubiger gleich behandeln, d.h.
dass sie nicht die Forderungen einiger bedienen, wahrend sie gegeniber
anderen einen gesetzlich zwingenden Stundungsanspruch geltend machen.

Derivate

Angesichts des Anwendungsbereichs des allgemeinen Moratoriums nur fir
Verbraucher und Kleinstunternehmen ist es unwahrscheinlich, dass des
Gesetz auch fiir Zahlungs- und Lieferpflichten bei Derivaten und
Wertpapierfinanzierungsgeschéaften, beispielsweise nach dem Rahmenvertrag
fur Finanztermingeschafte oder nach den Rahmenvertragen fir
Wertpapierpensionsgeschafte oder Wertpapierdarlehen ("Deutsche
Rahmenvertrage"), einschlagig ist.

Das Gesetz andert allerdings auch zwingende insolvenzrechtliche
Vorschriften. Insbesondere wird die Pflicht zur Stellung eines Insolvenzantrags
bis zum 30. September 2020 ausgesetzt, sofern die Insolvenzreife nicht auf
den Folgen der Ausbreitung des SARS-CoV-2-Pandemie beruht oder wenn
keine Aussichten darauf bestehen, eine bestehende Zahlungsunfahigkeit zu
beseitigen (siehe Artikel 1 § 1 Corona-Insolvenz-Aussetzungsgesetz
("COVInsAG")). Diese Aussetzung der Antragstellung gilt grundsatzlich fir ein
breiteres Spektrum von Unternehmen. Die Deutschen Rahmenvertrage sehen
im Insolvenzfall eine automatische Beendigung ohne Kiindigung vor. Ein
Insolvenzfall ist gegeben, wenn das Insolvenzverfahren oder ein sonstiges
vergleichbares Verfahren tUber das Vermdgen einer Partei beantragt wird und
entweder (i) diese Partei, oder eine Behdrde oder 6ffentliche Stelle, die fur die
Antragstellung bezlglich dieser Partei zustandig ist, den Antrag gestellt hat
oder (ii) diese Partei zahlungsunfahig ist oder sich sonst in einer Lage
befindet, die die Erdffnung eines solchen Verfahrens rechtfertigt.

Nach Eréffnung des Insolvenzverfahrens ist gemaR § 104 InsO eine
zwingende automatische Beendigung beziiglich solcher Derivategeschafte
vorgesehen, die in den Anwendungsbereich der Bestimmung fallen, sofern der
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mafgebliche Zeitpunkt fur die vorzeitige Beendigung nach der Eréffnung des
Verfahrens liegt. Bei zwischen dem 28. Marz 2020 und dem 28. Juni 2020
gestellten Glaubigerinsolvenzantragen setzt die Eréffnung des
Insolvenzverfahrens (anders als bei Insolvenzantragen des Schuldners selbst)
voraus, dass der Er6ffnungsgrund bereits am 1. Marz 2020 vorlag (vgl.

Artikel 1 § 3 COVInsAG) (nahere Einzelheiten entnehmen Sie bitte unserem
separaten Newsletter in Bezug auf Insolvenzmafinahmen).

Folglich lieRe sich bei Anwendbarkeit des COVInsAG ein Aufschub der
Stellung eines Insolvenzantrags rechtfertigen, mit der Folge, dass es zu einer
automatischen Beendigung des jeweiligen Rahmenvertrags gegebenenfalls
nicht kommt. Weil ohne Antragstellung kein Insolvenzverfahren eréffnet
werden kann, greifen in solchen Fallen auch die Folgen des § 104 InsO nicht
ein. Das COVInsAG schlief3t sonstige Kiindigungsrechte, insbesondere bei
Zahlungsverzug (auRer in dem unwahrscheinlichen Fall, dass die
Voraussetzungen des oben genannten Moratoriums vorliegen wirden), nicht
aus.
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	Coronavirus: DEUTSCHLAND FüHRT SOFORTMAßNAHMEN IN BEZUG AUF DIE Covid-19 PANDEMIE DURCH
	Mit dem Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht vom 27. März 2020 traten Sofortmaßnahmen zur Abmilderung der Folgen des SARS-CoV-2-Virus (der Covid-19-Pandemie) in Kraft. In diesem Client ...
	Umfang des MaSSnahmenpakets
	Das Gesetz sieht im Wesentlichen die folgenden Maßnahmen vor:
	 Aussetzung der Pflicht zur Stellung eines Insolvenzantrags bis zum 30. September 2020, wenn die Insolvenz von der Covid-19-Pandemie verursacht wurde (siehe unser separates Briefing in Bezug auf Insolvenzmaßnahmen);
	 Moratorium bis zum 30. Juni 2020 im Hinblick auf Zahlungs- und Erfüllungspflichten (i) aus Verbraucherverträgen für Verbraucher und (ii) aus bestimmten Verträgen nach deutschem Recht für Kleinstunternehmen, die ihre vertraglichen Pflichten aufgrund ...
	 Stundung von Zahlungen, Ausschluss von Kündigungsrechten und einvernehmliche Anpassungen von Verbraucherdarlehensverträgen (sowie vorbehaltlich des Erlasses einer entsprechenden Rechtsverordnung durch die Bundesregierung, Darlehensverträge mit Klein...
	 Teilnahme an Hauptversammlungen im Wege elektronischer Kommunikation;
	 Beschränkung der Kündigung von Miet- und Pachtverhältnissen bis zum 30. Juni 2020, wenn der Mieter bzw. Pächter trotz Fälligkeit die Miete nicht leistet, sofern die Nichtleistung auf den Auswirkungen  der COVID-19-Pandemie beruht; und
	 Hemmung strafrechtlicher  Unterbrechungsfristen, die es den Gerichten erlaubt, die Hauptverhandlung für maximal drei Monate und zehn Tage zu unterbrechen, wenn diese aufgrund von Maßnahmen zur Vermeidung der Verbreitung der COVID-19-Pandemie nicht d...
	Die Änderungen des deutschen Zivilrechts durch das Gesetz zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und Strafverfahrensrecht berücksichtigt insbesondere die Bedürfnisse von Verbrauchern und Kleinstunternehmen (wie Eigentü...
	Während die meisten Maßnahmen zunächst bis zum 30. Juni 2020 gelten, ist die Bundesregierung ermächtigt, diese Maßnahmen durch Rechtsverordnung bis zum 30. September 2020 zu verlängern, wenn zu erwarten ist, dass das soziale Leben, die wirtschaftlich...
	Allgemeines Moratorium
	Artikel 240 Abs. 1 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch ("EGBGB") führt ein allgemeines Moratorium mit einer Reihe von Ausnahmeregelungen ein. Es ist vorgesehen, dass ein Verbraucher das Recht haben soll, Leistungen zur Erfüllung eines...
	Gemäß Artikel § 240 § 1 Absatz 2 EGBGB hat ein Kleinstunternehmen (dies bestimmt sich nach der Empfehlung 2003/361/EG der Kommission vom 6. Mai 2003 betreffend die Definition der Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen), das Re...
	Unabhängig davon, ob der Schuldner aus dem Vertrag ein Verbraucher oder ein Kleinstunternehmen ist, bezieht sich das Moratorium sowohl auf Zahlungs- als auch auf Lieferpflichten (sowie auf sonstige, aus dem jeweiligen Vertrag geschuldete Erfüllungspf...
	Das Verweigerungsrecht eines Verbrauchers gilt nicht gemäß Artikel 240 § 1 Absatz 3 EGBGB, wenn die Ausübung des Leistungsverweigerungsrechts für den Gläubiger seinerseits unzumutbar ist, da die Nichterbringung der Leistung die wirtschaftliche Grundl...
	Wenn das Leistungsverweigerungsrecht wie oben beschrieben ausgeschlossen ist, kann der Schuldner (d.h. der Verbraucher oder das Kleinstunternehmen) den Vertrag kündigen.
	Das Moratorium ist im Zusammenhang mit Pacht- und Mietverträgen, Darlehensverträgen und Arbeitsverträgen (Artikel 240 § 1 Absatz 4 EGBGB) nicht anwendbar.
	Gemäß Artikel 240 § 1 Absatz 5 EGBGB handelt es sich bei den vorstehenden Bestimmungen um zwingendes Recht, und von den jeweiligen Bestimmungen kann deshalb nicht zum Nachteil des Schuldners abgewichen werden. Artikel 240 EGBGB gilt für Verträge nach...
	Stundung von Darlehensverpflichtungen
	Die im Folgenden beschriebenen Maßnahmen gelten zunächst nur für Verbraucherdarlehen. Ihre Geltung kann jedoch durch einfache Rechtsverordnung insbesondere auf Kleinstunternehmen, aber auch auf andere Unternehmensformen, ausgeweitet werden.
	Um zu vermeiden, dass Darlehensverträge wegen Zahlungsverzug oder Verschlechterung der finanziellen Situation gekündigt werden, sowie um Darlehensnehmern die Beantragung von Unterstützungsmaßnahmen und die Inanspruchnahme von Unterstützungsangeboten ...
	Für Verbraucherdarlehensverträge, die vor dem 15. März 2020 abgeschlossen wurden, gilt, dass Ansprüche des Darlehensgebers auf Rückzahlung, Zins- oder Tilgungsleistungen, die zwischen dem 1. April 2020 und dem 30. Juni 2020 fällig werden, mit Eintrit...
	Die Parteien können dabei abweichende Vereinbarungen treffen können, insbesondere über mögliche Teilleistungen, Zins- und Tilgungsanpassungen oder Umschuldungen.
	Kündigungen des Darlehensgebers wegen Zahlungsverzugs, wegen wesentlicher Verschlechterung der Vermögensverhältnisse des Verbrauchers oder der Werthaltigkeit einer für das Darlehen gestellten Sicherheit sind bis zum Ablauf der Stundung ausgeschlossen...
	Der Darlehensgeber soll dem Verbraucher ein Gespräch über die Möglichkeit einer einverständlichen Regelung und über mögliche Unterstützungsmaßnahmen anbieten, dazu können auch Fernkommunikationsmittel genutzt werden.
	Kommt eine einverständliche Regelung für den Zeitraum nach dem 30. Juni 2020, verlängert sich die Vertragslaufzeit um drei Monate. Die jeweilige Fälligkeit der vertraglichen Leistungen wird um diese Frist hinausgeschoben. Der Darlehensgeber stellt de...
	Die Stundungsregelungen und Kündigungsverbote gelten nicht, wenn dem Darlehensgeber die Stundung oder der Ausschluss der Kündigung unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls einschließlich der durch die COVID-19-Pandemie verursachten Verän...
	Die Regeln gelten entsprechend für den Ausgleich und den Rückgriff unter Gesamtschuldnern nach § 426 BGB.
	Gemäß Artikel 240 § 3 Absatz 8 EGBGB ist die Bundesregierung ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates den personellen Anwendungsbereich der Absätze 1 bis 6 von Artikel 240 § 3 EGBGB zu ändern und zu erweitern, und insbesonde...
	Die Bundesregierung ist nach Artikel 240 § 4 Absatz 1 Nr. 3 EGBGB des Weiteren ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die Dauer des Leistungsverweigerungsrechts bis längstens zum 30. September 2020 zu verlängern und die Ve...
	Regulatorische Auswirkungen für Kreditinstitute
	Eine Stundung der Rückzahlung von Darlehen hat zwangsläufig Auswirkungen und wirft Fragen auf, mit denen sich Regulierungsbehörden und Kreditinstitute insbesondere im Hinblick auf Kapital- und Liquiditätsanforderungen auseinanderzusetzen haben.
	Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht ("BaFin") hat in ihren Covid-19 FAQs (abrufbar hier) klargestellt, dass eine Stundung von Darlehensverbindlichkeiten nicht als Verzug des Schuldners anzusehen ist, wenn die vereinbarte Verzinsung für...
	Um den negativen Auswirkungen der Stundung von Darlehensverbindlichkeiten auf Kapital und Liquidität entgegenzuwirken, haben die Europäische Zentralbank ("EZB") und die BaFin jeweils ebenfalls klargestellt, dass Kreditinstitute Kapital- und Liquidität...
	Zur Unterstützung von zum Beispiel von der Bundesregierung ausgehenden Initiativen, die darauf ausgerichtet sind, vorübergehend notleidenden Schuldnern nachhaltige Lösungen zu bieten, ist die EZB der Auffassung, dass der aufsichtsrechtliche Umgang mit...
	• Flexibilität der Aufsichtsbehörden bei der Klassifizierung von Schuldnern als "ausfallgefährdet" (unlikely to pay), wenn Kreditinstitute im Zusammenhang mit dem Coronavirus staatliche Garantien in Anspruch nehmen.
	• Für Darlehen, die notleidend werden und von staatlichen Garantien gedeckt sind, wird die Behandlung durch die Bankenaufsicht insoweit gelockert, als die Anforderungen in Bezug auf Rückstellungen für Verluste gesenkt werden.
	• Uneingeschränkte Flexibilität der Aufsichtsbehörden bei Gesprächen mit Kreditinstituten über die Umsetzung von Strategien zur Reduzierung notleidender Kredite unter Berücksichtigung des außergewöhnlichen Charakters der derzeitigen Marktbedingungen.
	Produktspezifische Aspekte
	Verbriefungen
	Während es eher unwahrscheinlich ist, dass die vorgeschlagenen Maßnahmen für Kapitalmarkttransaktionen von grundsätzlicher Bedeutung sein werden, werden sie sich jedoch aller Wahrscheinlichkeit nach auf Verbriefungen auswirken.
	Das allgemeine Moratorium gilt nur für wesentliche Dauerschuldverhältnisse in Bezug auf die Versorgung mit lebenswichtigen Gütern und Dienstleistungen (wie die Versorgung mit Strom oder Gas). Auf solchen Verpflichtungen gründende Forderungen werden n...
	Darlehensverträge
	Die nachfolgenden Betrachtungen konzentrieren sich auf Darlehen nach LMA-Standard nach deutschem Recht und setzen voraus, dass Artikel 240 § 3 EGBGB im Wege einer Rechtsverordnung auch auf Unternehmenskredite erweitert wird. Ob es zu einer solchen Erw...
	Das Gesetz (Artikel 240 § 3 Absatz 3 EGBGB) scheint auf den ersten Blick Kündigungsrechte für gezogene und nicht gezogene Kredite auszuschließen, da das nach deutschem Recht bestehende Kündigungsrecht gemäß § 490 Abs. 1 BGB für beide Szenarien gilt. D...
	Dann stellt sich noch die Frage, ob Kündigungsrechte aufgrund von Leistungsstörungen (Events of Default), die auf der Nichteinhaltung finanzieller Kennzahlen oder auf Geschäftsaufgaben/Unterbrechungen der Geschäftstätigkeit zurückzuführen sind, oder a...
	Darüber hinaus stellt sich in Fällen, in denen Leistungsstörungen auf wesentliche Verschlechterungen der finanziellen Situation des Kreditnehmers zurückzuführen sind, die Frage, ob dies zum Beispiel eine Leistungsstörung im Sinne der Bestimmungen zu Ü...
	Schließlich stellt sich im Rahmen des Gesetzes noch die Frage wie gewährleistet ist, dass Kreditnehmer alle Gläubiger gleich behandeln, d.h. dass sie nicht die Forderungen einiger bedienen, während sie gegenüber anderen einen gesetzlich zwingenden Stu...
	Derivate
	Angesichts des Anwendungsbereichs des allgemeinen Moratoriums nur für Verbraucher und Kleinstunternehmen ist es unwahrscheinlich, dass des Gesetz auch für Zahlungs- und Lieferpflichten bei Derivaten und Wertpapierfinanzierungsgeschäften, beispielswei...
	Das Gesetz ändert allerdings auch zwingende insolvenzrechtliche Vorschriften. Insbesondere wird die Pflicht zur Stellung eines Insolvenzantrags bis zum 30. September 2020 ausgesetzt, sofern die Insolvenzreife nicht auf den Folgen der Ausbreitung des ...
	Nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens ist gemäß § 104 InsO eine zwingende automatische Beendigung bezüglich solcher Derivategeschäfte vorgesehen, die in den Anwendungsbereich der Bestimmung fallen, sofern der maßgebliche Zeitpunkt für die vorzeitige...
	Folglich ließe sich bei Anwendbarkeit des COVInsAG ein Aufschub der Stellung eines Insolvenzantrags rechtfertigen, mit der Folge, dass es zu einer automatischen Beendigung des jeweiligen Rahmenvertrags gegebenenfalls nicht kommt. Weil ohne Antragstel...
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